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Entwurf eines Gesetzes über die Zentrale Anlaufstelle für Opfer von Straftaten 

und deren Angehörige und die Opferschutzbeauftragte oder den 

Opferschutzbeauftragten des Landes Schleswig-Holstein - 

Opferunterstützungsgesetz (OuG) 

Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP - 

Drucksache 19/3411 

Schreiben des Ausschussgeschäftsführers vom 17. Dezember 2021 - L 215 - 

Sehr geehrte Frau Ostmeier, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

der Verband für soziale Strafrechtspflege; Straffälligen- und Opferhilfe e.V. bedankt 

sich für die Möglichkeit, der Stellungnahme zu dem o.g. Gesetzentwurf. 

Der Verband für soziale Strafrechtspflege; Straffälligen- und Opferhilfe e.V. begrüßt die 

gesetzliche Festschreibung des Amtes einer*eines Opferschutzbeauftragten und das 

Bemühen der Landesregierung, durch den vorliegenden Gesetzentwurf die Opferhilfe 

und den Opferschutz in Schleswig-Holstein zu vernetzen sowie zu stärken. 

Insbesondere die Schaffung einer zentralen Anlaufstelle für Opfer von Straftaten und 

deren Angehörige wird positiv gesehen, denn nicht nur Opfer von Terroranschlägen 

oder sonstigen mutmaßlich auf einer Straftat basierenden Großschadensereignisse 

sind möglicherweise (schwer) traumatisiert und/oder befinden sich in einer 

Ausnahmesituation. Die Erweiterung des Opfer- beziehungsweise Betroffenenkreises 

auf alle Straftaten trägt diesem Umstand Rechnung. 
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Zudem wird die interdisziplinär ausgestaltete personelle Aufstellung der zentralen Anlaufstelle (§ 1 

Absatz 2 des Entwurfs OuG) und den damit möglichst allumfassenden Beratungs- und 

Betreuungsansatz begrüßt. Die personelle Aufstellung macht noch einmal deutlich, wie vielfältig 

die Probleme und Bedürfnisse von Opfern einer Straftat sein können. 

 

Der § 2 Absatz 2 des Entwurfs OuG sieht eine ehrenamtliche Tätigkeit der*des 

Opferschutzbeauftragten vor. Wünschenswert wäre hier eine hauptamtliche Tätigkeit, um der 

Bedeutung der Opferhilfe und des Opferschutzes in Schleswig-Holstein ein noch höheres Gewicht 

zu verleihen. 

 

Inwieweit die Möglichkeit einer jederzeitigen Kündigung der*des Opferschutzbeauftragten einer 

unabhängigen, weisungsfreien und nur dem Gesetz unterworfen Ausübung der Tätigkeit (§ 2 

Absatz 1 und 2 des Entwurfs OuG) entgegensteht, erscheint jedoch erörterungswürdig. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

gez. Dirk Ehrensberger 

(Geschäftsführer) 




